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(Nr. 14476.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz — VB —) vom 1. Mai 1928 
(Geſetzſamml. S. 125), des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz — 
MB —) vom 30. April 1928 (Geſetzſamml. S. 149) und des Geſetzes über die Dienſt⸗ 
bezüge der Lehrperſonen an den Berufsſchulen (Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Beſoldungs⸗ 
geſetz — GBG —) vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. S. 89). Vom 26. April 1939. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


SA 
Das Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) wird wie folgt 
geändert: 


1. § 10 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


(1) Die endgültig angeſtellten Lehrer erhalten einen Wohnungsgeldzuſchuß wie 
die unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. Bei Gewährung einer ruhegehalt⸗ 
fähigen Stellenzulage wird der Wohnungsgeldzuſchuß nach der Tarifklaſſe IV, ſonſt in 
der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach der Tarifklaſſe V und von der vierten 
Dienſtaltersſtufe an nach der Tarifklaſſe IV gewährt. Lehrer mit drei oder mehr 
kinderzuſchlagsfähigen Kindern erhalten bei Gewährung einer ruhegehaltfähigen 
Stellenzulage den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe V, ſolange ihr Grundgehalt 
einſchließlich ruhegehaltfähiger Stellenzulage den Betrag von 3400 RAM nicht 
erreicht, mindeſtens aber den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV für Beamte mit 
weniger als drei kinderzuſchlagsfähigen Kindern. Bei Anderungen des Familien⸗ 
ſtandes, die eine Neuberechnung des Wohnungsgeldzuſchuſſes zur Folge haben, iſt der 
höhere Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des Monats an zu zahlen, in dem ſich das 
für die Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes maßgebende Ereignis zugetragen hat. 
Verringert ſich die Zahl der kinderzuſchlagsfähigen Kinder und bewirkt dieſe Anderung 
des Familienſtandes eine Herabſetzung des Wohnungsgeldzuſchuſſes, ſo wird der 
Wohnungsgeldzuſchuß in der bisherigen Höhe noch für den laufenden und die 
folgenden zwölf Monate gezahlt. 
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2. § 16 erhält folgende Faſſung: 
§ 16. 
Die Lehrer erhalten Kinderzuſchläge nach den gleichen Grundſätzen wie die 
unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. 


§ 2. 
Das Mittelſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz vom 30. April 1928 (Gefegfamml. S. 149) wird wie 
folgt geändert: N 
1. 8 8 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

() Die endgültig angeſtellten Lehrer erhalten einen Wohnungsgeldzuſchuß wie 
die unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. Lehrer, die eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von jährlich mindeſtens 800 RM oder einen Beſoldungszuſchuß (§ 7) 
von mehr als 800 RAM beziehen, erhalten den Wohnungsgeldzuſchuß in den vier 
oberſten Dienſtaltersſtufen nach der Tarifklaſſe III. Im übrigen wird den Lehrern 
der Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV gewährt. Lehrer mit drei oder mehr 
kinderzuſchlagsfähigen Kindern erhalten 

a) den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe V, ſolange ihr Grundgehalt den Betrag 
von 3400 N / nicht erreicht, mindeſtens aber den Wohnungsgeldzuſchuß der 
Tarifklaſſe IV für Beamte mit weniger als drei kinderzuſchlagsfähigen Kindern, 

b) bei Gewährung einer ruhegehaltfähigen Stellenzulage von jährlich mindeſtens 
800 H oder eines Beſoldungszuſchuſſes ($ 7) von mehr als 800 AM den 
Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV, ſolange ihr Grundgehalt einſchließlich 
ruhegehaltfähiger Stellenzulage oder Beſoldungszuſchuß den Betrag von 
5900 RM nicht erreicht, mindeſtens aber in den vier oberſten Dienſtaltersſtufen 
den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe III für Beamte mit weniger als drei 
kinderzuſchlagsfähigen Kindern. 

Bei Anderungen des Familienſtandes, die eine Neuberechnung des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes zur Folge haben, ift der höhere Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des 
Monats an zu zahlen, in dem ſich das für die Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
maßgebende Ereignis zugetragen hat. Verringert ſich die Zahl der kinderzuſchlags⸗ 
fähigen Kinder und bewirkt dieſe Anderung des Familienſtandes eine Herabſetzung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes, ſo wird der Wohnungsgeldzuſchuß in der bisherigen 
Höhe noch für den laufenden und die folgenden zwölf Monate gezahlt. 


2. § 9 erhält folgende Faſſung: 
89. 


Die Lehrer erhalten Kinderzuſchläge nach den gleichen Grundſätzen wie die 
unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. 


§ 3. 
Das Geſetz über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den Berufsſchulen (Gewerbe- und 
Handelslehrer⸗Beſoldungsgeſetz — GBG —) vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. S. 89) in der 
Faſſung der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) wird wie folgt geändert: 


1. 8 6 erhält folgende Faſſung: 
8.6. 
() Die endgültig angeſtellten Lehrperſonen erhalten einen Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß wie die unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. f 
(2) Der Wohnungsgeldzuſchuß iſt zu zahlen 
a) in der Beſoldungsgruppe 1 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarif⸗ 
klaſſe IV, von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe III; bei einem 
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Beſoldungszuſchuß (§ 5) von jährlich mindeſtens 600 RM in allen Dienſtalters⸗ 

ſtufen nach Tarifklaſſe III, 

b) in der Beſoldungsgruppe 3 nach Tarifklaſſe IV, jedoch bei einer ruhegehaltfähigen 
Stellenzulage (§ 2 Abſ. 1) von jährlich 900 RAM von der ſechſten Dienſtalters⸗ 
ſtufe an oder bei einem Beſoldungszuſchuß (§ 5) von jährlich mehr als 800 N. 
von der achten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe III, f 

c) in der Beſoldungsgruppe 4 in der erſten bis dritten Dienſtaltersſtufe nach Tarif⸗ 
klaſſe V, von der vierten Dienſtaltersſtufe an nach Tarifklaſſe IV. 

(3) Lehrperſonen mit drei oder mehr kinderzuſchlagsfähigen Kindern erhalten 

a) in der Beſoldungsgruppe 1 den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV, ſolange 
ihr Grundgehalt einſchließlich Beſoldungszuſchuß (§ 5) von jährlich mindeſtens 
600 Na, den Betrag von 5900 . nicht erreicht, mindeſtens aber von der 
vierten Dienſtaltersſtufe an oder bei Gewährung des Beſoldungszuſchuſſes den 
Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe III für Beamte mit weniger als drei kinder⸗ 
zuſchlagsfähigen Kindern, 

b) in der Beſoldungsgruppe 3 

1. den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe V, ſolange ihr Grundgehalt den 
Betrag von 3400 RA nicht erreicht, mindeſtens aber den Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuß der Tarifklaſſe IV für Beamte mit weniger als drei kinderzuſchlags⸗ 
fähigen Kindern, N 5 

2. bei Gewährung einer ruhegehaltfähigen Stellenzulage ($ 2 Abſ. 1) von 
jährlich 900 RAM oder eines Beſoldungszuſchuſſes (§ 5) von jährlich mehr 
als 800 RAN den Wohnungsgeldzuſchuß der Tarifklaſſe IV, ſolange ihr 
Grundgehalt einſchließlich ruhegehaltfähiger Stellenzulage oder Beſoldungs⸗ 
zuſchuß den Betrag von 5900 AM nicht erreicht, mindeſtens aber bei 
Gewährung der Stellenzulage von der ſechſten, bei Gewährung des 
Beſoldungszuſchuſſes von der achten Dienſtaltersſtufe an den Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß der Tarifklaſſe III für Beamte mit weniger als drei kinder⸗ 
zuſchlagsfähigen Kindern. 

(4) Bei Anderungen des Familienſtandes, die eine Neuberechnung des Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes zur Folge haben, iſt der höhere Wohnungsgeldzuſchuß vom Erſten des 
Monats an zu zahlen, in dem ſich das für die Erhöhung des Wohnungsgeldzuſchuſſes 
maßgebende Ereignis zugetragen hat. Verringert ſich die Zahl der kinderzuſchlags⸗ 
fähigen Kinder und bewirkt dieſe Anderung des Familienſtandes eine Herabſetzung 
des Wohnungsgeldzuſchuſſes, ſo wird der Wohnungsgeldzuſchuß in der bisherigen Höhe 
noch für den laufenden und die folgenden zwölf Monate gezahlt. 

2. 87 erhält folgende Faſſung: 
§ 7. 
Die Lehrperſonen erhalten Kinderzuſchläge nach den gleichen Grundſätzen wie 
die unmittelbaren preußiſchen Staatsbeamten. 


§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1938 an in Kraft. 
Berlin, den 26. April 1939. 


(Sie gel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſterpräſident. Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung. 
Göring. Popitz. Ru ſt. 
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Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 26. April 1939. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14477.) Polizeiverordnung über den Fang von Flußperlmuſcheln (Margaritana margaritifera). 
Vom 20. März 1939. 5 a 
Auf Grund der SS 106, 124 des Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 55) und 
auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird für das 
Land Preußen die folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


f 81 | 
In der Polizeiverordnung zum Fiſchereigeſetz (Fiſchereiordnung) vom 29. März 1917 (Lw. Bl. 
S. 153) wird hinter § 17 eingefügt: 
8 17 a. 
Der Fang von Flußperlmuſcheln (Margaritana margaritifera) iſt nur mit Er⸗ 
laubnis des Regierungspräſidenten zuläſſig. Die Erlaubnis kann unter Bedingungen 
und mit Auflagen erteilt werden. 115 
ö 8 2. 
Die Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 


Berlin, den 20. März 1939. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtschaft 


Im Auftrage: 
Gebhard. 


(Nr. 14478.) Erlaß des Preußiſchen Finanzminiſters über die baupolizeiliche Zuſtändigkeit bei 
Befreiungen von Vorſchriften der Reichsgaragenordnung. Vom 28. März 1939. 


Auf Grund des § 58 Abſ. 3 der Verordnung über Garagen- und Einſtellplätze vom 17. Fe⸗ 
bruar 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 219) beſtimme ich: 


Die Vorſchriften des Geſetzes über baupolizeiliche Zuſtändigkeiten vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 491) finden für Befreiungen von den Vorſchriften der Verordnung über Garagen 
und Einſtellplätze vom 17. Februar 1939 Anwendung. 


Berlin, den 28. März 1939. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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(Nr. 14479.) Polizeiverordnung über die Anlage und Einrichtung von Lichtſpieltheatern und über 
Sicherheitsvorſchriften bei Lichtſpielvorführungen. Vom 4. April 1939. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 30. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird 
für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Im 8 70 Abf. 2 der Polizeiverordnung über die Anlage und Einrichtung von Lichtſpiel⸗ 
theatern und über Sicherheitsvorſchriften bei Lichtſpielvorführungen vom 18. März 1937 GGeſetz⸗ 
ſamml. S. 41) werden die Worte „von zwei Jahren“ durch „von vier Jahren“ erſetzt. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung in der Geſetzſammlung in Kraft. 
Berlin, den 4. April 1939. 
Zugleich im Namen des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: 
Landfried. 


(Nr. 14480.) Fünfundzwanzigſte Verordnung über Wohnſiedlungsgebiete. Vom 6. April 1939. 


Auf Grund des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten vom 22. September 
1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) §§ 1 und 14 wird folgendes beſtimmt. 


A. Zu Wohnſiedlungsgebieten im Sinne des Geſetzes über die Aufſchließung von Wohn⸗ 
ſiedlungsgebieten vom 22. September 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 659) werden erklärt: 


I. aus dem Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk — Anteil des Regierungs⸗ 
bezirks Münſter — 
aus dem Landkreis Recklinghauſen 
die Gemeinden: 


Haltern, Kirchſpiel 
Hullern im Amt Haltern 
Lippramsdorf i 


Altſchermbeck 
Erle 
Lembeck im Amt Herveſt⸗Dorſten; 
Rhade 
Wulfen 
II. aus dem Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk — Anteil des Regierungs⸗ 
bezirks Arnsberg — 
1. aus dem Landkreis Unna 
die Gemeinden: 

Altendorf 
Ardey 
Bauſenhagen 
Bentrop 
Billmerich 
Dellwig 
Frömern 
Fröndenberg 
Frohnhauſen 
Keſſebüren 
Langſchede 
Neimen 
Oſtbüren 
Stentrop 5 
Strickherdicke 
Warmen 


im Amt Fröndenberg 
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Allen 


Bramey⸗Lenningſen 


Flierich 
Freiske 
Frielinghauſen 
Haaren 
Hilbeck 
Norddinker 
Oſterflierich 
Rhynern 
Schmehauſen 
Oſttünnen 
Sönnern 
Süddinker 
Untrop 
Vöckinghauſen 
Wambeln 
Hemmerde 
Lünern 
Mühlhauſen 
Sitddinghauſen 
Stockum 
Ulzen 
Weſthemmerde 


2. aus dem Ennepe⸗Ruhrkreis 


die Gemeinden: 


Breckerfeld, Stadt 
Dahl 


Waldbauer 


| 
| im Amt Rhynern 
| im Amt Unna⸗Kamen 


im Amt Breckerfeld; 


III. aus dem Regierungsbezirk Düſſeldorf 
aus dem Landkreis Kempen⸗Krefeld 


die Gemeinden: 


Anrath 
Hüls 
Neerſen 
Oedt 
Oſterath 
Schiefbahn 
Sankt Tönis 
Tönisberg 
Vorſt 
Willich 

das Amt Lank 


das Amt Kempen (Niederrhein) 
mit Ausnahme des Stadtkerns der Stadt Kempen, 


der umgrenzt wird von 


dem Spülwall, Donkwall, Heſſenwall, Möhlenwall, Burgwall, von der Franziskaner⸗ 
ſtraße und der Thomasſtraße. 


B. Dieſe Verordnung tritt mit dem 15. April 1939 in Kraft. 


Berlin, den 6. April 1939. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter. 


In Vertretung: 


Krohn. 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Der Reichsforſtmeiſter und Preußiſche Landesforſtmeiſter als Oberſte Naturſchutzbehörde hat durch 
die im nachfolgenden Verzeichnis aufgeführten fünf Verordnungen die daneben bezeichneten Polizeiver⸗ 
ordnungen der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ſowie für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten über Naturſchutzgebiete aufgehoben. Die unter lfd. Nr. 1 und 2 genannten Schutzgebiete 
ſind durch Verordnungen der höheren Naturſchutzbehörden in Magdeburg und Eſſen erneut als Natur⸗ 
ſchutzgebiete, die unter lfd. Nr. 3 bis 5 aufgeführten früheren Schutzgebiete durch Verordnungen der 
unteren Naturſchutzbehörden in Meldorf, Büren und Quedlinburg durch die Eintragung der Natur⸗ 
ſchöpfungen in die Naturdenkmalbücher geſchützt worden. 


Aufhebungsverordnung des Reichsforſt⸗ | Frühere Polizeiverordnung der 
meiſters und preußiſchen Landesforſt⸗ Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
meiſters — als Oberſte Naturſchutz⸗ und Volksbildung ſowie für 


& Bezeichnung des behörde — Landwirtſchaft, Domänen und 
bisherigen Natur⸗ Forſten 
ſchutzgebiets veröffentlicht veröffentlicht 
im Amts⸗ Gültig im Amts⸗ 
au blatt der Seite ab 2 blatt der Seite 
Regierung Regierung 
1. [Bodetal zwiſchen | 19.5.1938 | Magde- 99 | 25,6.1938 | 5.1.1928 Magde⸗ 21 
Treſeburg und burg burg 
Thale, Kr. Qued⸗ 
linburg 


2. | Hünxer Bachtal b.] 7.6.1938 Düſſeldorf 158 | 6.8.1938 | 30.6.1926 Düſſeldorf 169 
ö Hünxe, Kr. Dins⸗ 0 
laken 
3, | Quickborner 17.2.1938 | Schleswig | 89 | 19,3.1938 | 23.9.1927 | Schleswig | 370 
Schanzen, 
Kr. Süder⸗ 
dithmarſchen 
4, | Quelle am Fuße | 4.4.1938 | Minden 135 | 14.5.1938 | 28.12.1926 | Minden 19/1927 
des Heilsberges, 


Kr. Büren 

5.] Kamel bei Wefter- | 19.5.1938 Magde⸗ 245 31.12.1938] 19.3.1929 Magde⸗ 99 
hauſen, Kr. burg burg 
Quedlinburg 


Berlin, den 5. April 1939. 
Das Reichsforſtamt und Preußiſche Landesforſtamt. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Dezember 1938 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zum Ausbau der Reichsſtraße Nr. 61 in der Gemarkung Hamm 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 51 S. 193, ausgegeben am 24. Dezember 1938; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) für den Bau einer Zubringer⸗ und Umgehungsſtraße in Münſter i. W. 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 11 S. 39, ausgegeben am 18. März 1939; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Steinfurt zur Erbreiterung von 
drei Straßenkurven in Haddorf (Gemarkung Wettringen) 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 11 S. 39, ausgegeben am 18. März 1939; 
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„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Hörſten zur Anlage eines 
Sport- und Spielplatzes ’ 
durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 12 S. 34, ausgegeben am 25. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Februar 1939 


über die Anderung der Satzungen des Berliner Pfandbrief-Amts (Berliner Stadtſchaft) 
und des Berliner Hypothekenbankvereins (Stadtſchaft) nebſt Neufaſſung der Satzung des 
Berliner Pfandbrief⸗Amts als Anlage 


durch das Amtsblatt der Reichshauptſtadt Berlin Nr. 14 S. 261, ausgegeben am 2. April 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Februar 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Mühle Löhmann, Inhaber 
A. und O. Koch in Behnsdorf, zum Bau eines Getreideſilos 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 12 S. 44, ausgegeben am 25. März 1939; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Februar 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an Gemeinde Vietzen zum Ausbau der Dorf- 
ſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 10 S. 36, ausgegeben am 11. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen (Waſſerbauverwaltung) 
für Zwecke des Hafenausbaues in Swinemünde und zwar für die Anlage einer Zubringer⸗ 
ſtraße zum neuen Bollwerk und für die Errichtung einer Hafenanſchlußgleisanlage 

durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 11 S. 65, ausgegeben am 18. März 1939; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Tilſit zum Bau einer Zufahrt⸗ 
ſtraße zur Adolf⸗Hitler⸗Schule 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 11 S. 36, ausgegeben am 18. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Branden zum Neu⸗ 
bau einer Schule in der Gemeinde Branden 


durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 11 S. 36, ausgegeben am 18. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
für militäriſche Anlagen in der Gemarkung Großauheim 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 12 S. 67, ausgegeben am 25. März 1939; 


. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenver⸗ 
waltung) zur Anlage einer Umgehungsſtraße im Zuge der Reichsſtraße Nr. 83 in der 
Gemarkung Rotenburg a. d. Fulda 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 12 S. 67, ausgegeben am 25. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrſtahl-Aktiengeſellſchaft Witten zur 
Erweiterung ihrer Werksabteilung Annener Gußſtahlwerk Witten-Annen 
durch das Sonder-Amtsblatt der Regierung in Arnsberg, ausgegeben am 15. März 1939; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. März 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigte Milchwerke Aktiengeſellſchaft 
in Berlin⸗Grunewald, zur Erweiterung ihrer Fabrikationsanlagen für den Molkereibetrieb 
in Friedland 5 

durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg (Pr) Nr. 13 S. 47, ausgegeben am 1. April 1939. 
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